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Der Rückzug der Hochschulen vom ·politischen ,Alltag und das Votum eines Teils der 

deutschen Akademiker für reaktionäre und faschistische Strömungen hat den Uhter­

gang der ersten deutschen Republik mitverschuldet. Wissenschaft, die sich den poli-· 

tischen Kämpfen der Zeit autoritär gegenüberstellt, gibt' ihr Prinzip humanitärer 

Rationalität auf .. Dagegen setzen wir unsere von kritischer Vernunft geleitete politische 

Aktion. 

Seit acht Jahren strebt die Bundesregierung die Generalrevision des Grundgesetzes 

durch Notstandsartikel an. Als sich der Kalte Krieg zwischen_ den Großmächten in 

Europa seinem Ende zuneigte, begannen die herrschenden Kräfte der Bundesrepublik, 

unter dem Vorwand der Vorsorge und .unter Ausnutzung des berechtigten Sicherheits­

strebens der Bevölkerung, ihre großangelegte Kampagne zur Einschränkung der staats­

bürgerlichen; Freiheiten. Nur die Unruhe und die politischen Aktionen· unabhängiger 

Kräfte haben bisher die Verstümmelung der Verfassung verhindert, die ein Bollwerk 
.,, ,.r 

gegen jed·e 1Form der Willkürherrschaft sein soll. 
•, \,• 

·-.,,,,__ .. 
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Im Sommer\1965 hat der Deutsche Bundestag sieben teilweise verfassungswidrige 

Notstandsg~setze in scheindemokratischen Schnellverfahren beschlossen, äie ein P;o-. 

gramm der totalen Militarisierung des öffentlichen und privaten Lebens aarst~Hen: Nur 

die Krise der Finanzwirtschaft hat die Realisierung di~ser Pläne verzögert; ·die immer 

noch als Recht und Gesetz gelten. 

Die Notstandsgesetz-Entwürfe der Großen Koalition hJlten an den diktatorischen und · •· 2 · 
'militaristischen Tendenzen fest, die schon alle früheren Vorlagen gekennzeichnet 

haben. 
',,"·, 

Außenpolitisch bedeuten die vorgesehenen Vorbereitungen aufleinen „Zustar:kf:der 

äußeren Gefahr", der von den· herrschenden politischen Kräften jedßri~H beliebig 

;1 behauptet werden . kann, eine Störung d er:1 Bestrebungen zur. Festigung und zum 

Ausbau der internationalen Beziehungen in "'Europa. Die Notstandsgesetze sind kein 

Schutz vor Kriegsgefahr, sie blockieren Friedenssicherungen. 

Mit der Einrichtung eines kleinen gemeinsamen Ausschusses von. Spitzenpolitikern 

wird die Möglichkeit geschaffen, unter Ausnutzung internationaler Krisensituationen 



scheinbar legal ein Diktaturregime zu errichten. Die Entscheidung über Krieg und 

Frieden würde ganz und gar in diesen Exklusivzirkel verlagert . 

Innenpolitisch würde die Einrichtung dieses Ausschusses die Macht der Exekutive noch 

mehr stärken und den Verfall kritischer demokratischer Kräfte in Öffentlichkeit und 

Parlament perfektionieren, wef I die Information und Diskussion außen- und verteidi­

gungspolitischer Probleme dort hinter verschlossenen Türen nach Beliebender Regie­

rung· erfolgen könnte. Es soll zulässig werden, daß der Bundestag seine Gesetzge­

bungsbefugnis an diesen Ausschuß abtritt und sich damit selbst völlig entrnachtet, wie 

es die letzte Volksvertretung von Weimar mit dem Ermächtigungsgeset~)m März 1933 

getan hat, mit dem die faschistische Machtergreifung dE}nSchein der ~egalitfü erhiE3lt 

Schließlich soll der gemeinsame Ausschuß sogar vons.ich ausdie Gesetzgebungsbe:" 
fugnis des Parlaments übernehmen können, wenn es beschlußtJpfäbig ist;di.eExistenz 
der Volksvertretung wird damit den jeweiligen Interessen.eines TeHs derAbgeordneten 

ausgeliefert. 

Der Hauptstoß der Notstandsgesetze richtet sich gegendie grbße MaJse derabhä11gig · 
arbeitenden Bevölkerung und .gegen ihre lnteressenvertre!u.ng. Spllo(ih 1=,riedens1 

Zeiten soll eine Arbeitsdienstpflicht ermöglichtwerden, die ~en verpflicht~ten·trpeit7rn .· 
und Angestellten das Streikrecht nimmt und damit ihre gewerkschaftH9heVertret1,mg .·. 

entmachtet. Zudem soU· jene herrschende . Rechtsprebhu.ngspra){iS, difi:iirtzfanzig 
Jahren fortschreitender Aushöhlung der aktiven demokratischen Kraft der Gewerk­

schaften zur Einengung des Streikrechtsgeführt hat, ntm auctr11Öch velia~sungsrecht~ 
lieh zementiert und damit die ~treikfreiheit willkürlich eipgescl]raöktvverden.< • ... ·. ·· .. 

_-- ·..-

Sogar das Militär soll in innenpolitischen Auseinandersetzu~geQge?~ndi;B~y~lkerunJ 
eingesetzt werden· können. Den wahren Zwe.ck der Notstandspfäne;hatderJrinen­

minister in'Ungenierter Offenheit enthüllt: Der.Staat müssefürd~n.J\Üg~11blic~~erüi:3tet 

werden, in dem di.e „Sonne der Konjunk,tur" nicht mehr scheinf3. 

Diesem System der Notstandsrüstung der Gewalt. entsprtch\~;e. ~g„f l}1J1rJf ~,tiiU1~-C . 
licher Notstände durch die Notstandsplaner selbst Am 2. Juni ist der.Notstand qer, 
Demokratie erschreckend deutlich geworden. DerAufrnarscheipes .. ~J~rE3s 0

y()rlfbliz~i-. . 
kräften beim Besuch des persischen Diktators und die<vqn .cter.ver$elbständigteri · 

Exekutive Westberlins provozierte.·Erschreßung unserC;;8 Körn~ilitonenB(3rtrtg fJhne-· 
sorg haben zuletzt unzweideutig gezeigt, daß Teile des .Eptablishm(;}nts schon heute · 
die LegaHtät.·verlassen, wenn das die Aufrechterhaltung ihrerfjE}(rsct,c1ft~rford~rt.C 

' .. ·. . >(:-_·_. ' ·. --:_·_· __ :·_i:/\':,,-=.i.=.-.:::: .... :.- .. :.·/_--_>'i>>:: .. _;i:··,-::_:: -___ : '\~---,_::_::i-'::)_>-- _-:.::;/?\,\(::::_'.:·:_·-_.;'.\:~_-_:).{/\, __ -/ __ :._: __ :\:=:_://-'<:._:.-i<,_ __ -~i·(_>/·" .'/ 
Gleichzeitig werden die sich verschärfen-den wirklichen Not§Jände au{yi'3JenS~kt?rEU1 
des gese

0

llschaftlichen Lebens geleugnet oder.verscbl.epptSchün/h(:)~te bedroht ein.·.·· .. 
wachsender Bildungsnotstand die Zukunft unserer Gesellschaft, ohne daß· in>abseh~ 

Zeit Abhilfe zu erwarten wäre. [)je Auswir~unge1l. der VVirtsc6~ftsrezesslon> 

auf di.e sozial schwachen Gruppenabgewälzt. 



1 C .. ~ 
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In Griechenland hat ein Militärputsch die durch freie Wahlen bev6rstehende,Ablö~LJr)g 

der für den wirtschaftlichen, sozialen und politischen Notstand des Landes Veräntwoft.., 

liehen verhindert. Auch jene Putschisten versuchten, ihrem Gewaltstrej_ch durch 

Berufung auf Notstandsartikel den Anschein der Legalität zu geben. 

Die Notstandspläne der Bundesregierung sind darauf angelegt, in Krisensituationen 

den Weg der Gewalt zu weisen. 

In Solidarität mit allen Gegnern der Notstandsverfassung und mit den Gewerkschaften .. 

fordern wir deshalb die Ablehnung des verfassungsändernden Notstandsentwurfe"s · 

und die Rücknahme der bereits verabschiedeten „einfachen" Notstandsgesetze. 

WIR ERKLÄREN: 

Wir werden bei den nächsten Wahlen zum Deutschen Bundestag keinem Abgeord­

neten unsere Stimme geben, der für diese Verfassungsänderung stimmt. Wir rufen alle 

Demokraten auf, dies den Parteien und Abgeordneten unmißverständlich zu erklären. 

Politisches Referat des AStA Frankfurt am Main Im.Oktober 1967 

Folgende Vertreter der Studentenschaft haben dieses Manifest bisher unterschrieben: 

Klaus R. Allerbeck, BV des LSD, Bonn 
Elmar Altvater, 8 München 54, Karlingerstraße 49 
Harald Sichel, SHB Karlsruhe, PH Karlsruhe 
H. J. Birkholz, AStA Frankfurt, Vorsitzender 
Dietrich Bruhn, Polit. Ref., Bonn 
Winfried Bux, Studentenrat, PH Schwäb. Gmünd 
Günther Dengel, TH München, AStA-Vorsitzender 
Rudi Dutschke, Berlin 
Wolfgang Eßbach, AStA-Vorsitzender, Göttingen 
Gerd Försch, Landesverband VDS Niedersachsen 
A. Gabler, AStA-Vors.,PH Karlsruhe 
Hartmut Häußermann, AStA-Vors., FU Berlin 
Volker Haubitz, VDS, AStA-Vors., MU-HO Köln 
Henning Hansen, AStA-Vors., PH Dortmund 
Wolf-Dieter Hasenclever, AStA-Vors., Freiburg 
Joachim Heimbucher, H. f. Gestaltung, Ulm 
Edo Hofland, AStA-Vors., Mainz, Auslands- und 
Dolmetscherins. 
Wolfdietrich Huy, 2. BV der HSU Marburg 

N. Jankowski, AStA~Vorstand Hamburg 
Siegfried Krame, AStA-Vors., PH Lüneburg 

(Klaus Kreppe!, Polit. Ref., Frankfurt am Main 
Wolfgang Lefevre, Berlin 
ErdmannUnde, BV des SHB, Bonn 
Wolfgang Motzkau, ESGiD, Bonn 
Joachim Münster, HSU~HG-PH Karlsruhe 
Rolf Naschke, G.S.F. Ref., Aachen. 
Dieter Oelschlaegel, AStA-Vorsitzender PH Berlin 
Bjorn Pätzoldt, AStA~ Vorstand, Hamburg 
Manfred Pflitsch, AStA~Vorsitzender HFBK Berli.n 
Rolf Pohle, AStA-Vorsitzender München · 
Dietrich Rockstroh, AStA-Vors. d. PH Heidelberg. 
Burkhard D. Schirmer, Stv. Vors. d. AStA Gießen 
Rainer Silkenbeumer, AStA-Vors. d. PH Hannover 
Bernhard Spath, AStA-Vorsitzender des AStA 
der PH Weingarten 

'Karsten D. Voigt, Frankfurt am Main 
Karl D. Wolff, SOS-Bundesvorstand 
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